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Zeitſchrift an Verwaltung. 


Von Dr. Carl Ritter von Jaeger. 
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Anhalt: auf Anſtellung erwerben und alle anderen Concurrenten vorweg aus— 


Zur Qualification für den höheren politiſchen Verwaltungsdienſt ſchließen. welche Du Bedingung nicht erfüllt haben. er 8 
in Oeſterreich. Von Dr. Edmund Edlen von Marenzeller. In Würdigung dieſer Erfahrungsſätze wird die definitive Anſtellung 
Mittheilungen aus der Praxis: im öffentlichen Dienſte, für die meiſten Kategorien desſelben, namentlich 


Die Aufnahme eines Tagſchreibers für eine Staatsbehörde begründet einen Privat⸗ aber für den Conceptsdienſt in Oeſterreich ſchon lauge in der That 
vertrag, deſſen Erfüllung dem Aufnehmenden obliegt. von der Ablegung entſprechender Prufungen abhängig gemacht, und 
Geſetze und Verordnungen. wurde das geſammte Berufsbildungs-, ſowie das Fachprüfungsweſen für 
Perſonalien. die einzelnen Zweige des conceptiven Staatsdienſtes genau geregelt, ſo 
Erledigungen. daß auch Jene, denen ein Ernennungsrecht organiſationsmäßig zuſteht, 
— — — ä — bei Ausübung desſelben an die bezüglichen Normen Beſchränkung auf 
. 5 G & 5 8 die Geprüften) gebunden ſind. 
Jur Aualiſication für den höheren politiſchen Ver- Was nun ſpeciell die in dieſer Beziehung für den politiſchen 
waltungsdienſt in Veſterreich. Verwaltungsdienſt geltenden Vorſchriften anbelangt, ſo iſt die 
85 8 r Zulaſſung zur Conceptspraxis bei den politiſchen Verwaltungsbehörden 
enen edlen von artet (im Sinne der kaiſ. Verordnung vom 16. October 1854, R. G. Bl. 


Mit der zunehmenden Bedeutung der Aufgaben der politiſchen Nr. 262), abgeſehen von der Erfüllung der für den Eintritt in den Staats- 
Verwaltung wachſen nicht minder die Anforderungen, welche an die dienſt überhaupt geltenden allgemeinen Bedingungen, von dem Nachweiſe 
in dieſem Zweige der Staatsthätigkeit verwendeten Beamten geſtellt der zurückgelegten rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien und der 
werden und vom Standpunkte des öffentlichen Intereſſes geſtellt werden diesfälligen mit gutem Erfolge beſtandenen drei Staatsprüfungen abhängig 
müfſen. mM gemacht, und zur Erlangung der erſten definitiven Anſtellung überdies 

Es dürfte daher nicht unzeitgemäß ſein, zu unterſuchen, ob die noch die Ablegung einer beſonderen Fachprüfung (der ſogenaunten poli— 
dermalen in Kraft ſtehenden, theilweiſe aus einer weit zurückreichenden tiſchen praktiſchen Amtsprüfung) gefordert. 

Zeit her datirenden Beſtimmungen über die Qualification für den Durch den Nachweis aller dieſer Studien und Prüfungen kann, 
politiſchen Verwaltungsdienſt mit Rückſicht auf die geänderten Bedürfniſſe vorausgeſetzt, daß die bezüglichen Prüfungsnormen entſprechend gehand- 
des öffentlichen Lebens und der Verwaltung noch genügende Einrichtungen habt werden, jedenfalls ſo viel als ſichergeſtellt gelten, daß der ſo 
enthalten, oder ob und in welcher Richtung etwa Reformen nothwendig, qualificirte Aſpirant die Eignung erlangt habe, nunmehr im Amtsgeſchäfte 
ſohin anzuſtreben wären. — verwendet zu werden und daß er jenen Fond beſitze, der eine weitere 

Unſer Ausgangspunkt iſt natürlich der, daß es ſowohl im Intereſſe Aus- und Fortbildung im Berufe ermöglicht. Man kann alſo ſagen, 
des Staatsdienſtes, als auch in jenem der Beamten ſelbſt gelegen ift, | daß für den Eintritt in den politiſchen Verwaltungsdienſt ſchon der— 
einen controlirbaren Nachweis über deren Befähigung zu haben, und malen genügende Cautelen gegen abſolute Unfähigkeit, ſowie gegen 
daß dieſer Nachweis in der Regel nur durch Prüfungen erlangt und Willkür bei der Anſtellung gegeben find, . 
erbracht werden kann. Wenn auch eine Prüfung — ſelbſt bei hohen Hiemit iſt aber auch ſchon Alles geſchehen. 
und ſtreng gehandhabten Anforderungen — nicht immer die Garantie Von dem Momente des erfolgten Eintrittes in den Staatsdienſt, 
dafür bietet, daß der Approbirte die vorausgeſetzten Fähigkeiten beſitzt, beziehungsweiſe in die erſte definitive Dienſtſtellung hört jede weitere 


ſo wird man doch nicht in Abrede ſtellen können, daß nur entſprechend | controlirbare Sicherſtellung hinfichtlich der erworbenen fachlichen Befähi— 


eingerichtete Prüfungen einen Maßſtab zur Beurtheilung bilden können, gung der Beamten auf, ein Umſtand, der im Zuſammenhange mit anderen 
ob Jemand wenigſtens mit jenem geringſten Grad von Fähigkeiten. unde Mängeln in vielfacher Beziehung von üblen Folgen begleitet iſt. 
Kenntuiſſen ausgeſtattet iſt, welcher zur Bekleidung einer Amtsſtellung Es iſt zwar in den Normen über Dienſtverleihungen der allgemeine 
im öffentlichen Intereſſe unbedingt gefordert werden muß. „ * Grundſatz gleichſam zur Richtſchnur ausgeſprochen, daß bei Beförderung 

Daß es Fälle geben mag, in welchen die Befähigung eines der Beamten — alſo bei Ernennung derſelben auf höhere Poſten — 
Mannes zu einer beſtimmten Amtsſtellung auch auf andere Weiſe feſtſteht in erſter Linie auf Fähigkeit, Fleiß, praktiſche Verwendung und erſt 
oder vorausgeſetzt werden kann, wird nicht beſtritten; doch für die | ceteris paribus auf längere Dienſtzeit Rückſicht zu nehmen ſei. Doch 
Tauſende, welche ſich dem Staatsdienſte widmen, können derartige, gewiß wird dieſer Grundſatz bei Ermangelung jedweder präciſen Vorſchrift und 
nur hoͤchſt vereinzelte Fälle nicht als maßgebend angeſehen werden. Controle über die Darthuung der relativen Qualificationsverhältniſſe 

Die Ablegung gewiſſer Prüfungen als Bedingung der Anftellungs- | der Bewerber zu einem blos illuſoriſchen Wunſche des Geſetzgebers, der 
fähigkeit iſt aber ebenſo ſehr auch im Intereſſe aller Jener gelegen, dem Ernennungsberechtigten vollkommen freien Spielraum läßt, und 
welche gewillt find, ihr Wiſſen und Können im Dienſte des Staates zu deſſen wirkliche Geltung als Richtſchnur eben deshalb ſelbſt bei gewiſſen— 
verwerthen, indem ſie hiedurch einen bevorzugten, geſetzlichen Anſpruch hafteſter Anwendung nicht gewürdigt wird. 


Die hieraus folgenden Uebelſtände machen ſich nun im politiſchen 
Verwaltungsdienſte um ſo mehr bemerkbar, als jede Dienſtespragmatik 
fehlt, als das Ernennungsrecht ſtets nur einer Einzelperſon zuſteht und 
jede Beſchwerde hinſichtlich der Ernennungen oder Beförderungen voll— 
kommen ausgeſchloſſen erſcheint. 

Die Beförderung iſt nur dem Wohlwollen der mit dem Er— 
nennungsrechte ausgeſtatteten Einzelperſon anheimgeſtellt, welche 
Perſönlichkeit übrigens auch bei dem beſten Willen und der größten 
Gerechtigkeitsliebe Mißgriffen ausgeſetzt bleibt in allen den häufigen 
Fällen, wo ſie von der Fähigkeit und Verwendbarkeit eines Beamten 
keine eigene Ueberzeugung gewonnen hat und hierüber wieder erſt durch 
eine andere Einzelperſon berichtet wird. 

Da ein geſetzlich normirter Maßſtab zur Beurtheilung relativ 
überragender Qualificationen nicht vorhanden iſt, jo geſchieht die Geltend— 
machung derſelben häufig durch Mittel, die nicht Allen in gleichem 
Maße zur Verfügung ſtehen, oder es erfolgt endlich die Beförderung 
ganz mechauiſch nach dem Dienſtalter, mithin nach einem Umſtande, der 
mit den Momenten der Befähigung, des Fleißes, der praktiſchen Ver— 
wendbarkeit in keiner nothwendigen Beziehung ſteht. 

Am meiſten zu beklagen aber iſt, daß bei ſolchen Verhältniſſen 
der Bildungsgrad, ſowie die fachmänniſche Qualiſication der Verwal— 
tungsbeamten in der Regel beſtenfalls auf derſelben Stufe ſtehen bleiben 
und ferner, daß jungen, ſtrebſamen Beamten die Möglichkeit benommen 
iſt, durch außerordentliche Leiſtungen ſich einen bevorzugten An— 
ſpruch auf außertourliches Avancement zu erwerben. 

Wenn wir auch das Vorhandenſein dieſer Uebeſſtände durch An- 
führung concreter Beiſpiele an dieſer Stelle ſelbſtverſtändlich nicht er- 
bringen können — noch wollen, ſo dürften doch Alle, welche den Verwal— 
tungsdienſt kennen zu lernen Gelegenheit hatten, mit uns darin über— 
einſtimmen, daß der beim Eintritte in den gedachten Staatsdienſt mit 
Recht ſo ſtreuge geforderte Nachweis der Qualification vorläufig zwar 
noch für den Eintritt — nicht aber für alle Zukunft genügt, daß 
vielmehr ſowohl im öffentlichen Intereſſe als nicht minder im 
eigenſten Intereſſe des Beamtenkörpers ſelbſt zur Hintanhaltung der 
oben erwähnten Nachtheile auch im Verlaufe der Beamtenlaufbahn ein 
neuerlicher entſprechender Nachweis ſowohl uber die noch vorhandene 
Befähigung als auch über die Erweiterung der Kenntniſſe und über die 
im Dienſte geſammelten Erfahrungen nothwendig iſt. 

Daß die Einführung derartiger Nachweiſe von wohlthätigen und 
erſprießlichen Folgen begleitet fein würde, dürfte auch aus einem Ber: | 
gleiche mit jenen Anforderungen zu erſehen jet, welche an die Offtciere 
der Armee hinſichtlich der Beförderung auf gewiſſe höhere Poſten geſtellt 
werden 

In der Armee genügt nicht die einmal beſtandene Officiersprüfung 
zur Erlangung aller militäriſchen Chargengrade; vielmehr iſt die Er— 
langung gewiſſer höherer Stellen nur Jenen vorbehalten, welche ihre 
Befähigung durch ſpätere, entſprechend ſchwierigere und ſtrengere Prüfun 
gen neuerdings nachgewieſen haben, ſo daß Viele, welche — ſei es 
wegen Mangel an Ehrgeiz oder Fleiß, ſei es wegen geringerer Fähig— 
keit oder Luſt ſich dieſen weiteren Prüfungen nicht unterziehen 
können oder wollen, von jenen höheren Officierspoſten ausgeſchloſſen ſind. 

Es iſt hier ein geſetzlicher und controlirbarer Maßſtab zur 
Beurtheilung der Qualification für gewiſſe höhere Dieuſtpoſten durch 
das Mittel von Prüfungen im Laufe der ſpäteren Dienſtzeit gegeben 
und durch Avancementvorſchriften eine ſtarke, ja faft unüberwindliche 
Schranke geſetzt für Jene, welche die geforderte Befähigung nicht nach— 
gewieſen haben. 

Wenn man es unn ſchon im Militärdienſte für nothwendig befun— 
den hat, die Qualiſication der Officiere für gewiſſe höhere, wichtigere 
Dienſtpoſten in der gedachten Weiſe ſicherzuſtellen, obgleich weſentliche 
und entſcheidende Qualitäten des Officiers ſich durch eine Prüfung nicht 
erproben laſſen und obgleich ja ſchon die heutigen militäriſchen Uebungen 
ſich als periodiſche öffentliche Prüſungen aller Officiere darſtellen, um 
wie viel größere Berechtigung muß derartigen Prüſungen im concep⸗ 
tiven Civilſtaatsdienſte eingeräumt werden, wo zu einem ähnlichen 
concurrirenden Hervortreten keine Gelegenheit geboten iſt und wo es 
doch vor Allem auf die geiſtige Durchbildung in der Berufsſphäre, auf 
die wiſſenſchaftliche Vertiefung ankömmt. 

Es iſt nicht einzuſehen, weshalb Einrichtungen, die ſich im Mili⸗ 
tärdienſte ungeachtet der erwähnten Momente gut bewährt haben, nicht 
auch im conceptiven Civilſtaatsdienſte ſollten Eingang finden können. 
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Als die erſte höhere Dieuſtſtelle, deren Erlaugung von dem Nach- 
weiſe einer ſpeciellen, ſpäteren Prüfung abhäugig zu machen wäre, 
könnte für den politiſchen Verwaltungsdienſt die Stelle eines Bezirks— 
hauptmannes gelten, als der erſte mit einem ſelbſtſtändigen und ein- 
flußreichen Wirkungskreiſe und perſönlicher Verantwortung verbundene 
Dienſtpoſten und beziehungsweiſe bei den Miniſterien die Stellung 
eines Miniſterialſecretärs. 

Eine Regelung der Frage hätte von nachſtehenden Grundſätzen 
auszugehen: 

Die Conceptsbeamten ſämmtlicher Verwaltungskörper aller Kron— 
länder ſollten einen gemeinſamen Coneretualſtatus bilden. 

Die Ernennung, beziehungsweiſe Beförderung derſelben, ſowie 
deren Zuweiſung zu den politiſchen Landesſtellen ſollte dem Miniſter 
des Innern zuſtehen. 

Die Erlangung einer Dienſtſtelle von der VII. Rangsclaſſe auf⸗ 
wärts ſollte an eine gewiſſe, durch Ablegung einer beſouderen Prüfung 
nachzuweiſende Qualification gebunden ſein. 

Was dieſe Prüfung zur Erlangung der höheren Qualification 
anbelangt, ſo denken wir uns — von einer Erörterung der ſpeciellen 
Prüfungsanforderungen vorläufig abſehend — die Einrichtung in fol— 
gender Weiſe: 

a) Zur Vornahme der Prüfung wäre eine einzige Prüfungs— 
commiſſion in Wien zu beſtellen, u. zw. aus Vertretern verſchiedeuer 
Miniſterien, des Verwaltungsgerichtshofes und der Wiener Univerſität 

b) Die Zulaſſung zur Prüfung ſetzte eine mindeſteus ſiebeujährige 
Dienſtleiſtung als Conceptsbeamter ſowie den Nachweis über die ab 
gelegte politiſch-praktiſche Amtsprüfung voraus. 

) Die Prüfung hätte drei Abtheilungen zu umfaſſen, u. zw. eine 
ſchriftliche Hausarbeit, eine ſchriftliche Clauſurarbeit und eine mündliche 
Hauptprüfung. 

Wir dürfen jedoch nicht überſehen, daß die Erreichung des Zieles, 
welches wir im Auge haben, auch noch von manch” anderen Momenten 
mehr weniger beeinflußt wird, und daß namentlich auch die Vorbil 
dung der jungen Beamten in einer Weiſe angebahnt werden muß. 
welche es denſelben ermöglichen würde, bei angeſpauntem Fleiße und 
entſprechender Fähigkeit jene Kenntuiſſfe und Erfahrungen zu ſammeln, 
über welche ſie ſich bei der gedachten Prüfung ausweiſen ſollen 

In dieſer Beziehung dürften vorzuglich folgende Momente in 
Erwägung zu ziehen ſein: 

1. Wären die Einrichtungen der rechts- und ſtaatswiſſenſchaft 
lichen Facultäten an den Univerſitäten einer Reviſion in der Richtung 
zu unterziehen, ob dieſelben mit Rückſicht auf obigen Zweck nicht einer 
Reſorm bedürfen — etwa durch Einführung des Verwaltungsrechtes als 
obligater Disciplin. 

2. Hätte die Dienſtesverwendung der jungen Beamten, welche 
zumeiſt viele — nicht ſelten 6 bis 8 Jahre — ohne Entlohnung 
Dienſte leiſten müſſen, nicht, wie es bisher häufig, ja faſt immer zu 
geſchehen pflegt, nur mit Rückſicht auf den Bedarf einer vollen Arbeits— 
kraft, ſondern in erſter Linie nach dem Geſichtspunkte zu erfolgen, dem 
Beamten die Möglichkeit einer thunlichſt intenſiven, vielſeitigen Aus- 
bildung zu gewähren. 

Und zwar erheiſcht dies ebenſo ſehr eine billige Rückſichtnahme 
auf die unbeſoldete Beamtenkraft, wie das Intereſſe des Staates ſelbſt, 
den an einer ſyſtematiſchen Aus- und Fortbildung ſeiner Beamten 
jedenfalls mehr gelegen ſein muß, als an einer frühzeitigen, oder ſogar 
verfrühten Ausnutzung einer nur einſeitig und ſchablonenmäßig geſchul— 
ten jungen Arbeitskraft. 

Grundſätzlich wäre daher bei Verwendung junger Beamten bis 
zu deren vollendetem ſiebenten Dienſtjahre daran feſtzuhalten, daß der 
Beamte nicht unverhältnißmäßig lange Zeit nur in Einer Sphäre 
wirkt und auch während dieſer Zeit nicht als eine volle Arbeitskraft 
angeſehen, daß demſelben vielmehr in vernünftiger Weiſe Gelegenheit 
geboten werde, Alles zu fehen, ſelbſt zu verſuchen und ſich überhaupt 
über Alles thunlichft genau und eingehend zu inftruiven. 

In dieſer Beziehung können die in Preußen für die Ausbildung 
der jungen Beamten beſtehenden Einrichtungen, die wie im Anhauge 
dieſer Erörterung mittheilen, uns wahrlich zum Muſter dienen. 

Sicher iſt, daß die bisherige — plan- und zielloſe — Berwen- 
dungsart der Beamten in ihren erſten Dienſtjahren weder dem Beam⸗ 
ten noch dem Dienſte und Staate zum nachhaltigen Vortheile gereichen 
kann. 


Für die Ausbildung muß vor Allem im Auge behalten werden, 
daß der Beamte Gelegenheit erhält, durch Verwendung in den ver— 
ſchiedenſten Zweigen der Verwaltung ſich eine höhere Urtheilsfähigkeit, 
vielſeitigeres Wiſſen, reichere Erfahrung und einen erweiterten Geſichts— 
kreis anzueignen. 

Für die Erlangung eines ſpeciellen Fachwiſſes auf einem 
beſtimmten Gebiete — d. h. mit anderen Worten zur Ausbildung von 
ſogenannten Specialiſten für gewiſſe Fachdepartements bei den Landes- 
und Centralſtellen — gibt die langjährige Dienſtzeit der Beamten noch 
immer genügende Gelegenheit, ohne daß es nothwendig oder wünſchens 
werth wäre, hiezu ſchon die erſten Dienſtjahre eines Beamten zu ver— 
wenden. 

Die dienſtlichen materiellen und ſocialen Verhältniſſe der Beam— 
ten würden freilich auch nach Regelung des Ernennungs- u. Beförde- 
rungsrechtes noch einiger Reformen bedürfen, um dieſer Berufs: 
claſſe jene Stellung im Staate einzuräumen, welche ihr aus höheren 
dienstlichen und aus ſocial-politiſchen Rückſichten zukommen ſollte; doch 
glauben wir mit vorſtehender Skizze darauf hingewieſen zu haben, daß 
die gegenwärtigen Normen über den Nachweis der Befähigung für den 
conceptiven Civilſtaatsdienſt, ſowie über das Eruennungs- und Beför— 
derungsrecht im Intereſſe des Beamtenkörpers, wie nicht minder in 
jenem des Dienſtes und Staates einer zeitgemäßen, gründlichen 
Reform, beziehungsweiſe Ergänzung dringend bedürfen, und würden 
wir uns glücklich ſchätzen, mit dieſen Zeilen eine beſcheidene Anregung 
hiezu gegeben zu haben. 

Nicht ohne Intereſſe dürfte es fein, an dieſer Stelle jene Normen 
anzuführen, welche diesfalls in Preußen beſtehen: 

Nach „Rönne's Staatsrecht der preußiſchen Monarchie“ (3. Bd. 
pag. 427) gelten hinſichtlich der Vorbildung für den höheren Verwal 
tungsdionſt in Preußen nachſtehende Beſtimmungen, welche durch das 
Geſetz vom 11. März 1879 (0 S. 1819, pag. 160 ff.) und durch 
das dazugehörige Regulativ des Staatsminifteriums vom 29. Mai 
1879 (M. Bl. d. i. V. 1879, pag. 141 ff.) unter Bezugnahme auf 
das Geſetz vom 6. Mai 1869 (über die Vorbildung der richterlichen 
Beamten) geregelt ſind: 

J. Zur Erlangung der Befähigung für den höheren Verwaltungs⸗ 
dienſt!) iſt ein mindeſtens dreijähriges Studium der Rechts- und 
Staatswiſſenſchaften auf einer Univerſität und die Ablegung z weier 
Prüfungen erforderlich. (8 1.) 

Die erſte Prüfung ift die ſogenannte erſte juriſtiſche, für 
deren Ablegung die 88 1— 5 und 14 des Geſetzes vom 6. Mai 1869 
maßgebend ſind. ) Die zweite, ſogenannte große Staatsprüfung 
(ft bei der Prüfungscommiſſion für höhere Verwaltungs— 
beamte“ ) abzulegen. 

II. Zu dieſer zweiten Prüfung für den höheren Verwaltungs— 
dienſt it eine „Vorbereitung“ von wenigſteus zwei Jahren bei 
den Gerichtsbehörden und von wenigſtens zwei Jahren bei den 
Verwaltungsbehörden mithin eine vorbereitende Dienſtleiſtung von 
mindeſtens vier Jahreu erforderlich. 

III. Wer durch ein Zeugniß der Gerichtsbehörden die erfolgte 
vorſchriftsmäßige Vorbereitung während des mindeſtens zweijährigen 
Dienftes bei den Gerichtsbehörden nachweiſt wird von dem 
Regierungspräſidenten Statthalter), in deſſen Bezirk er beſchäftigt 
werden will, zum „Regierungs-Referendar“ ernannt. 

Dieſer Regierungs-Referendar kann bei dem Vorſtande einer 
Stadtgemeinde (entſprechend unſeren Magiſtraten) und muß bei einem 


Landrathe, beziehungsweiſe bei einem Kreis- und Amthauptmanne, 


) In Preußen iſt der Verwaltungsdieuſt in zwei Kategorien getheilt, 
wovon die Eine mit den Ausdrucke „niedere“, die Zweite mit dem Ausdrucke 
zhöhere“ bezeichnet wird, und zwar iſt unter letzterem Dienſte jener zu ver⸗ 
ſtehen, welcher in Oeſterreich unter dem Ausdrucke: Conceptsdienſt bei politiſchen 
Verwaltungsbehörden“ bekannt iſt, während der ſogenauute „niedere Verwaltungs⸗ 
dienſt“ in Preußen unſerem ſogenannten „Manipulationsdienſte bei politiſchen 
Behörden“ gleichkommt. 

) Dieſes Geſetz regelt die Vorbildung für die richterlichen Beamten. 

N ) Das iſt die ſogenanute theoretiſche Staatsprüfung, welche für 
richterliche und Verwaltungsbeamte gemeinſchaftlich beſteht und unſerer zweiten, 
ſogenannten judiciellen Staatsprüfung ziemlich nahekommen dürfte. 

„) Und zwar gibt es für Preußen nur eine einzige Centralprüfungs⸗ 
eommiſſion, welche beſteht aus: einem vom Könige auf Vorſchlag des Staats⸗ 
miuiſters ernannten Präfidenten und vier auf Vorſchlag der Miniſter des Innern 


und der Finanzen vom Staatsminiſter ernannten Mitgliedern (8 18 des Re⸗ 
gulativs). 
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nehmen, 
und ihre Anſicht in freier Rede entwickeln.) 


ſowie bei einem Bezirksverwaltungsgerichte und bei einer Regierung 
beſchäftigt werden. 

Für dieſen ſogenannten „Vorbereitungsdienſt“ gelten ſpeciell 
folgende Detailbeſtimmungen: 

Die allgemeine Beauſſichtigung und Leitung des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes liegt dem betreffenden Regierungspräſidenten ꝛc. ob, 
welcher dafür zu ſorgen hat, daß die „Ausbildung“ der Referendare 
nach einem „zweckmäßig geordneten Plane“ erfolge. (§ 5, 
Abſatz 1 des Negufativs.) 

Im Anfange des Monates Jänner (jeden Jahres) iſt den Mini- 
ſtern des Innern und der Finanzen ein Verzeichniß einzureichen, in 
welchem die einzelnen Referendare unter Angabe des Ganges der 
Vorbereitung aufzuführen ſind. 

Die beſondere Beanffichtigung und Leitung des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes liegt den Vorſtänden der Behörden, welchen die 
Referendare zur Beſchäftigung überwieſen werden, ob. Dieſelben haben 
zugleich mit der Beendigung dieſer Beſchäſtigung dem Regierungs- 
präſidenten c. ein Zeugniß über das dienſtliche und außerdienſtliche 
Verhalten, ſowie über die Leiſtungen des Referendars und über die 
in denſelben hervortretenden Mängel zu übermitteln. Dieſes Zeugniß iſt 
den Referendaren micht auszuhändigen. 

Die mit der Leitung des Vorbereitungsdienſtes beauftragten Per⸗ 
ſonen haben vor Allem zu beachten, daß die wiſſenſchaftliche und 
praktiſche Ausbildung der Referendare der ausſchließliche 
Zweck des Vorbereitungsdienſtes iſt. 

Demgemäß iſt alſo jede durch dieſen Zweck nicht gerechtfe r— 
tigte, auf „Aushilfe“ oder „Erleichterung“ der (definitiven 
Beamten gerichtete Thätigkeit der Referendare zu vermeiden.“) 

Der Präſident der Regierung ꝛc. und die Directoren der Be— 
zivfsverwaltungsgerichte haben ferner dafür Sorge zu fragen, daß die 
Reſerendare regelmäßig an den Sitzungen dieſer Behörden theil— 
die von ihnen bearbeiteten Sachen mündlich vortragen 


Der Vorbereitungsdienſt beginut mit der Beſchäftigung des 
Referendars bei einer Regierung, und zwar hat die Beſchäftigung bei 
diefen Behörden im Ganzen mindeſtens während eines 15monatlichen 
Zeitraumes zu erfolgen. 

Nach einer Beſchäftigung der vorgedachten Art von 3 —6 Mona⸗ 
ten iſt der Referendar bei einem Landrathe (Kreis- und Amthaupt⸗ 
manne) und bei dem Vorſtande einer Stadtgemeinde während eines 
Zeitraumes von mindeſtens neun Monaten zu beſchäftigen. 

Mit dem Vorbereitungsdienſte bei einer Regierung ꝛc. iſt die 
Beſchäftigung bei einem Bezirksverwaltungsgerichte während eines Zeit— 
raumes von mindeſtens drei Monaten zu verbinden und muß dieſe 
letztere Beſchäftigung zu dem Ziele gelangen, daß der Referendar aus 
ſchwierigeren Proceßacten eine Proberelation liefert, welche von dem 


Director des Gerichtes für probemäßig erklärt wird. 


Der Referendar hat ein Geſchäftsverzeichniß zu führen, in wel— 
chem eine Ueberſicht ſeiner Thätigkeit zu geben iſt. 

Dieſes Verzeichniß iſt allmonatlich dem mit der beſonderen 
Leitung des Vorbereitungsdienſtes betrauten Beamten zu übergeben und 
von dieſem zum Zeugniſſe genommener Einſicht — mit einem Vor- 
merk zu verſehen. 

IV. Nach Ablauf der (im Ganzen vierjährigen) Vorbereitungszeit 
iſt der Reſerendar, wenn aus den über die Geſammtbeſchäftigung vor⸗ 
zulegenden Zeugniſſen ſich ergibt, daß er zur Ablegung der zweiten 
(ſogenannten großen Staats-) Prüfung für vorbereitet zu erachten ſei 
und der Regierungspräſident ihm in dieſer Beziehung ein Zeugniß er⸗ 
theilt, zu der bezeichneten Prüfung zuzulaſſen. 

V. Dieſe zweite Prüfung iſt eine muͤndliche und ſchriftliche und 
erſtreckt ſich auf das in Preußen geltende öffentliche und Privatrecht, 
insbeſondere das Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht, ſowie auf Volks— 
wirthſchaft und Finanzpolitik. 

Bei der Prüſung kommt es darauf an, feſtzuſtellen, ob der Can⸗ 
didat für befähigt und gründlich ausgebildet zu erachten ſei, im 
höheren Verwaltungsdienſte eine ſelbſtſtäudige Stellung mit Erfolg ein— 
zunehmen. 


) Wie himmelweit verſchieden iſt die Verwendung der jungen Beamten 
in Oeſterreich! 
e) Bei uns wird dies nicht nur nicht gefordert, ſondern nicht einmal 


| geitattet oder geduldet. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Aufnahme eines Tagſchreibers für eine Staatsbehörde be— 
gründet einen Privatvertrag, deſſen Erfüllung dem Aufnehmen- 
den obliegt. 

k. Bezirksgerichte in O. bedienſteter Tagſchreiber 
hat den auf einen anderen Ort verſetzten Bezirksrichter S. wegen Be— 
zahlung des Diurnums für einen Monat per 20 fl. belangt, wurde 
jedoch von der erſten Inſtanz ob Mangel der paſſiven Legitimation zur 
Klageführung abgewieſen. 

Die zweite Inſtanz und der k. k. oberſte Gerichtshof mit Ent- 
ſcheidung vom 10. April 1883, 3. 3526, haben dem Klagebegehren 
ſtattgegeben; letzterer in Erwägung, daß Kläger allerdings den an— 
geſprochenen Betrag als Entlohnung Rar Dienſte, die er beim Bezirks⸗ 
gerichte und nicht der Perſon des Belangten geleiſtet verlangt, allein 
nicht das Bezirksgericht und nicht die Gerichtsverwaltung hat den 
Kläger für dieſe Dienſte aufgenommen, ſondern der Belangte, als 
Bezirksrichter, der nach der beſtehenden Einrichtung für den ihm zu 
dieſem Zwecke zugewieſenen Pauſchalbetrag die Leiſtung der nothwen— 
digen Manipulationsarbeiten zu beſorgen hat. 

Die Aufnahme eines Tagſchreibers zu dieſem Zwecke iſt demnach 
ein bloßer Privatvertrag, in welchem auch die Höhe der Entlohnung 
beſtimmt wird. Ger.⸗H. 


Ein beim k. 


Geſetze und Berordnungen. 
1885. I. Semeſter. 


Geſetz⸗- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Ober- und 
Nieder⸗Schleſien. 

IV. Stück. Ausgeg. am 26. März. — 11. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten von Schleften vom 23. Februar 1885, Z. 2277, betreffend die Feſt⸗ 
ſetzung der Verpflegstaxe im Vakufſpitale zu Sarajevo. 12. Kundmachung 
des k. k. Landespräſidenten von Schleſien vom 25. Februar 1885, 3. 1079, 
betreffend die Erweiterung der Amtsbefugniſſe des k. k. Aichamtes in Troppau. 
— 13. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten von Schleſien vom 27. Februar 
1885, Z. 2406, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxen in den öffentlichen 
Spitälern Dalmatiens. 14. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten von 
Schlefien vom 5. März 1875, 3. 2499, betreffend das Eintrittscertificat für 
Einjährig⸗Freiwillige. — 15. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von 
Schleſien vom 7. März 1885, Z. 2668, betreffend den Anſpruch auf den Ein⸗ 
jährig⸗Freiwilligen-⸗Dienſt durch Beibringung der Maturitätszeugniſſe von Fach⸗ 
lehranſtalten. — 16. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien 
vom 14. März 1885, Z. 3 07, betreffend die Bemauthung der Olſabrücke bei 
Thiergarten. 17. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten von Schleſien 
vom 20. März 1885, Z. 3352, über die für eingelieferte Maikäfer und Engerlinge 
im Jahre 1885 zu leiſtende Vergütung. 
(Fortſetzung ſolgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Sectionsrath Dr. Johann Ritter von Spaun 
zum Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt und 
dem Miniſterialſecretär in dieſenn Miniſterium Dr. Auguſt Ritter von Hon⸗ 
ſtetter⸗Möwenſtein den Titel und Charakter eines Sectiousrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe und adminiſtrativen Refe⸗ 
renten für Galizien Dr. Eduard Rittner anläßlich feiner Berufung zur Dienft- 
leiſtung ins Miniſterium für Cultus und Unterricht den Titel und Eharakter 
eines Miniſterialrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes be- 
kleideten Regierungsrath der Landesregierung in Salzburg Franz Grafen Mer⸗ 
veldt zum Hofrathe der Statthalterei in Graz ernannt. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär Lorenz Wolſchitz zum Oberpoſtinſpector im Han⸗ 
delsminiſterium unter Belaſſung des Titels eines Sectionsrathes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretär Joſeph Ritter von Za m⸗ 
belli in Trient den Titel eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretär in Trieſt Galeazzo Grafen 
Thun⸗Hohenſtein anläßlich feines freiwilligen Austrittes aus dem Staats⸗ 
dienſte den Titel eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberpoſtdirector Moriz Klein zum Sections⸗ 
rathe und den Miniſterial-Viceſecretär Auguſt Ritter von Makomaski zum 
Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial-Viceſecretär inn Handelsminiſterium Heinrich Freiherrn Conrad von 
Eybesfeld zum Statthaltereiſecretär in Niederöſterreich ernannt. 
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Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſar Friedrich Grafen Marenzi zum Statthaltereiſecretär im 
Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den mit Titel und Charakter 
eines Bibliothekscuſtos bekleideten Scriptor au der Univerſitätsbibliothek in Wien 
Joſeph Meyer zum Cuſtos, den Amanuenſis daſelbſt Dr. Albert Geßmann 
zum Scriptor und den an der genannten Bibliothek in Verwendung ſtehenden 
Dr. Iſidor Himmelbauer zum Amanuenſis dieſer Anſtalt ernannt. 


Erledigungen. 

Verwaltersſtelle bei dem k. k. Finanz⸗Landesökonomate in Wien in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell Controlorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen 
Caution, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 8.) 

Zwei Zoll⸗Oberamtsofficialsſtellen beim k. k. Hauptzollamte in Wien in 
der neunten, eventuell zwei Officialsſtellen in der zehnten, eventuell zwei Aſſi⸗ 
ſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis Mitte Februar. 
(Amtsbl. Nr. 9.) 

Caſſacontrolorsſtelle in der eilften Rangsclaſſe gegen Caution bei der 
Ba k. k. Berge und Hütteuverwaltung, bis 6. Februar. (Amtsbl. 

r. 9.) 

Armenarztesſtelle im erſten Gemeindebezirke in Wien mit 600 fl. Jahres⸗ 
remuneration, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 10.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen und Statthalterei-Concipiſtenſtelle, bis 
7. Jänner. (Amtsbl. Nr. 11.) 

Pretioſen⸗Schätzmeiſter im mähriſchen Leihamte in Brünn mit 1200 fl. 
jährlich gegen Caution, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 11.) 

Mehrere Kanzliſtenſtellen in der eilften Rangsclaſſe beim Finanzminiſte⸗ 
rium, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 12.) 

Landes⸗Sanitätsreferentenſtelle bei der kärntneriſchen Landesregierung in 
Klagenfurt in der ſechsten Raugsclaſſe, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 13. 
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Den Herren p. t. Juristen und Verwaltungsbeamten bestens 
empfohlen. 
Neu in zweiter ergan.ter und verbesserter Auflage erschien in 
unserem Verlage 


Die 
Oesterreichische Gewerbe-Ordnung. 


Mit Rücksicht auf das praktische Bedürfniss erläutert und mit For- 
mularien versehen 

von 

Dr. Ferd. Seltsam und Edm. Posselt 
Secretär Coneipist 

des Magistrates der k. k. Haupt- und Residenzstadt Wien. 
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gebunden in engl. Lein- 


Die freundliche Aufnahme der ersten Auflage dieses Werkes und 
die Fortschritte auf dem Gebiete (der Gesetzgebung haben 
| wartet kurzer Zeit eine neue Ausgabe nothwendig gemacht. 


in uner- 


ersten 
und die seither 
entsprechend zu 


die Tendenzen, welche der 
auszubauen 
des Werkes 


Die Verfasser waren bemüht, 
Arbeit zu Grunde gelegen sind, weiter 
' ge-ammelten Erfahrungen zum Besten 
| verwerthen. 

Die Bestimmungen, auf 
20. December 1859 verweist und 
her noch nirgends systemmässig zusammengestellt erschienen sind. 
wurden eingehender entwickelt, die Erläuterungen der eigentlichen 
Gewerbeordnung, die Ansammlung von Partikularentscheidungen und 
praktischen Formularien angemessen vermehrt, einzelre Theile voll- 
ständig umgearbeitet, endlich im Anhange eine Reihe von Gesetzen 
angeschlossen und erläutert, welche der Praktiker gerne zur Hand hat. 

Gleichzeitig wurde auch die äussere Anlage des Buches in eine 
dem Bedürfnisse näher liegende Form gebracht, namentlich der Gesetzes- 
text durch eine hervortretende Schriftgattung von den Verordnungen etc. 
streng geschieden und das Register reichlich erweitert, um die Uebersicht 
des ma-senhaften Stoffes zu erleichtern. 

So möge denn auch diese neue Au-gabe des für die Praxis 
ausgezeichneten Buches die weiteste Verbreitung finden. 


welche das Kundmachungspatent vom 
welche ausser diesem Buche bis- 


Dasselbe ist vorräthig in allen Buchhandlungen und auch jeder- 
zeit vom unterzeichneten Verlage zu beziehen. 


MANZ’sche k. k. Hof-Verlags- & Univ.-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


2 Mit einer literariſchen Beilage der Manz'ſchen k. k. Hof- 
Verlags- und Univerſitäts-Buchhandlung in Wien. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


